
 
 

Seite 1 von 2 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

Stephan Gößl 

  

Durchwahl 

Mobil 0172 37 27 063 

Telefon +49 351 564 4060 

Telefax +49 351 564 4029 

 

presse@ 

smf.sachsen.de* 

 

Dresden, 

19. September  2017 

 

 
 

Hausanschrift: 

Sächsisches Staatsministerium 

der Finanzen 

Carolaplatz 1 

01097 Dresden 

 

www.smf.sachsen.de 

 

Verkehrsverbindung: 

Zu erreichen mit den 

Straßenbahnlinien 3, 7, 8 

Haltestelle Carolaplatz 

 

Für Besucher mit Behinderungen 

befinden sich Parkplätze im 

Innenhof. Bitte beim Pförtner-

dienst melden. 

 

*Kein Zugang für verschlüsselte 
elektronische Dokumente. Zugang für 
qualifiziert elektronisch signierte 
Dokumente nur unter den auf 
www.smf.sachsen.de/eSignatur.html 
vermerkten Voraussetzungen. 

Medieninformation  
 
Sächsisches Staatsministerium der Finanzen 
087/2017 
 

 

 

Gespräche zur Umsetzung des Beschlusses des Bundesverfassungs-

gerichtes zur verzögerten Ost-West-Anpassung und Besoldungsan-

passung 2008 erfolgreich abgeschlossen 

 

Gemeinsame Pressemitteilung des Sächsischen Staatsministeriums 

der Finanzen, des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Bezirk Sachsen, 

des SBB Beamtenbundes und Tarifunion Sachsen und des Sächsi-

schen Richtervereins 

 

Finanzminister Prof. Dr. Georg Unland hat sich am 19. September 2017 mit 

Nannette Seidler, Landesvorsitzende des SBB Beamtenbund und Tarifunion 

Sachsen (SBB), Markus Schlimbach, stellv. Vorsitzender des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes, Bezirk Sachsen (DGB) und Reinhard Schade, Lan-

desvorsitzender des Sächsischen Richtervereins (SRV), auf die Modalitäten 

der Umsetzung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 

23. Mai 2017 verständigt. 

 

Das Bundesverfassungsgericht hatte festgestellt, dass sowohl die seinerzei-

tige um zwei Jahre verzögerte Ost-West-Anpassung der Besoldungsgruppen 

A 10 und höher als auch die um vier Monate verzögerte Übertragung des 

Tarifergebnisses in 2008 zu Lasten der Besoldungsgruppen A 10 und höher 

in Sachsen verfassungswidrig sind. Das Bundesverfassungsgericht hat dem 

Landesgesetzgeber die Änderungen des Besoldungsgesetzes bis zum 

1. Juli 2018 aufgegeben. 

 

Die Vereinbarung sieht daher vor, dass alle Beamte, Richter und Versor-

gungsempfänger der Besoldungsgruppen A 10 bis A 16, der Besoldungs-

ordnungen B, R, C und W, die von der verzögerten Ost-West-Anpassung in 
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den Jahren 2008 und 2009 betroffen gewesen sind, eine Nachzahlung erhalten. Weiter 

wurde vereinbart, dass für alle Beamte, Richter und Versorgungsempfänger der Besol-

dungsgruppen A 10 bis A 16, der Besoldungsordnungen B, R, C und W für die verzö-

gerte Besoldungsanpassung im Jahr 2008 ebenfalls eine Nachzahlung gewährt wird. 

Insgesamt sind mit der Herstellung der Verfassungsmäßigkeit entsprechend den Vor-

gaben des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichtes vom 23. Mai 2017 zusätzli-

che Ausgaben für den Freistaat Sachsen in Höhe von ca. 85 Mio. Euro verbunden. 

 

Das Sächsische Staatsministerium der Finanzen wird den Inhalt der Vereinbarung in 

einen Gesetzentwurf fassen und nach der Beschlussfassung durch das Kabinett dem 

Sächsischen Landtag als Gesetzgeber vorlegen. 

 


